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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Die Angriffe auf die aktuelle Regelung zu den Spesenentschädigungen von
Parlamentarierinnen und Parlamentariern wurden durch eine parlamentarische
Initiative von Martina Geissbühler (svp, BE) erweitert. Zwar wurde einer ihrer beiden
Vorstösse von der SPK-NR zur Ablehnung empfohlen, ihre Idee aber,
Übernachtungsspesen nur noch auszuzahlen, wenn ein entsprechender Beleg vorgelegt
wird, passte gut zur von beiden staatspolitischen Kommissionen Folge gegebenen
parlamentarischen Initiative Eder und wurde deshalb von der SPK-NR mit 11 zu 11
Stimmen und Stichentscheid des Präsidenten Heinz Brand (svp, GR) zur Annahme
empfohlen. In der Kommission umstritten war wohl die zweite Forderung dieses
Vorstosses, nämlich die Reduzierung der Essensspesen bei halbtägigen Sitzungen auf
CHF 60. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.08.2017
MARC BÜHLMANN

Die SPK-SR entschied mit 10 zu 0 Stimmen bei einer Enthaltung, die parlamentarische
Initiative Geissbühler (svp, BE) zur Beschränkung der Spesenentschädigungen von
Parlamentarierinnen und Parlamentariern zur Ablehnung zu empfehlen. Dabei wurde
insbesondere der zweite Teil der Forderung, der schon in der Schwesterkommission zu
Diskussionen geführt hatte, abgelehnt. Geissbühler forderte nämlich, neben einer im
Prinzip auf Akzeptanz stossenden aber schon in der parlamentarischen Initiative Eder
(pa. Iv. 16.413) verpackten Forderung für eine Neuregelung der
Übernachtungsentschädigung auch eine Neuerung bei den Essensspesen: Für
halbtägige Sitzungen sollten nur noch CHF 60 für die Essensentschädigung ausbezahlt
werden. Diese Regelung wurde von der SPK-SR aber als zu aufwändig beurteilt. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.04.2018
MARC BÜHLMANN

Die SPK-NR kam auf ihren ursprünglichen Entscheid zur parlamentarischen Initiative
von Andrea Geissbühler (svp, BE) für eine detailliertere Regelung von
Spesenentschädigungen zurück und verzichtete nun einstimmig darauf, ihr Folge zu
geben. Die im Vorstoss geforderten Massnahmen seien zu detailliert, argumentierte die
Kommission. Unterstützen wollte die Kommission allerdings nach wie vor die Idee einer
besseren Regelung von Übernachtungsentschädigungen. Sie beschloss deshalb – mit 13
zu 8 Stimmen bei 2 Enthaltungen – eine Kommissionsinitiative einzureichen, mit der
gefordert wird, dass Entschädigungen für auswärtige Übernachtungen nur noch erhält,
wer auch tatsächlich nicht zu Hause übernachtet. Die Initiative Geissbühler wurde in
der Folge zurückgezogen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.04.2019
MARC BÜHLMANN

Eine alte Legislatur endet im Nationalrat jeweils mit der Eröffnung der ersten Sitzung
einer neuen Legislatur – der Ständerat kennt offiziell keine Legislaturen. Die Eröffnung
wird dabei traditionell vom amtsältesten Mitglied geleitet – nicht ganz korrekt
«Alterspräsidium» genannt –, welches nicht nur die Eröffnungsrede hält, sondern auch
ein provisorisches Büro zusammenstellt und mit diesem die Botschaft des Bundesrats
über die aktuellen Nationalratswahlen berät sowie den Bericht zur Konstituierung und
Vereidigung des Nationalrats und zur Feststellung von Unvereinbarkeiten vorbereitet. 
Für die am 2. Dezember 2019 beginnende 51. Legislatur kam die Ehre der
Alterspräsidentin Maya Graf (gp, BL) zu. Dies war deshalb speziell, weil die Baselbieterin
im zweiten Umgang in den Ständerat gewählt worden war, in der kleinen Kammer aber
aufgrund der Rekursfristen im Kanton Basel-Landschaft erst zwei Tage nach
Sessionsbeginn vereidigt werden konnte. 
In ihrer Eröffnungsrede (19.9012) hob Maya Graf den Umstand hervor, dass es sich um
eine historische Legislatur handle, die neu beginne. Noch nie sei ein Parlament derart
weiblich, ökologisch und jung gewesen. Dies kennzeichne einen hoffnungsvollen
Aufbruch in eine neue Zeit. Das vergangene Jahr sei mit Frauenstreik und
Klimademonstrationen ein sehr politisches gewesen, was der Demokratie aber gut tue.
Dass diese Veränderungen friedlich vonstatten gingen, sei nicht selbstverständlich, wie
die Unruhen vor ziemlich genau 100 Jahren bei der Einführung des Proporzwahlrechts
gezeigt hätten, so die Alterspräsidentin weiter. Die vergangenen 100 Jahre hätten aber

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2019
MARC BÜHLMANN
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verdeutlicht, dass die Schweiz auch nach grossen Veränderungen stark darin sei, neue
Ideen einzubinden. Und deshalb solle man auch heute keine Angst haben,
Veränderungen zuzulassen, sondern sie gar begrüssen.
Die Tradition will es, dass nicht nur das amtsälteste Mitglied, sondern auch das jüngste
Mitglied der grossen Kammer bei Beginn einer neuen Legislatur eine Eröffnungsrede
hält. Deshalb übergab Maya Graf dem neu gewählten, 25-jährigen Andri Silberschmidt
(fdp, ZH) das Wort. Es sei erfreulich, dass sich die Zahl der unter 30-Jährigen bei den
letzten Wahlen verdoppelt und das Durchschnittsalter des Parlaments verringert haben.
Er sei zuversichtlich, dass vor allem die jungen Nationalrätinnen und Nationalräte bei
zentralen Themen – der Freisinnige nannte die AHV, die Klimapolitik und die Förderung
von Start-Ups – über Parteigrenzen hinweg das Gespräch suchen und Lösungen finden
würden, die «weniger von Ideologie und mehr von Fakten geprägt sein werden».
In der Folge schritt das provisorische Büro – neben Maya Graf bestehend aus Michaël
Buffat (svp, VD), Andrea Geissbühler (svp, BE), Andreas Glarner (svp, AG), Nadine
Masshardt (sp, BE), Valérie Piller Carrard (sp, FR), Christa Markwalder (fdp, BE), Leo
Müller (cvp, LU) und Balthasar Glättli (gp, ZH) – zur Konstituierung und Vereidigung des
Nationalrats. Christa Markwalder und Valérie Piller Carrard berichteten für das
provisorische Büro und hoben aus dem Bericht des Bundesrats zu den
Nationalratswahlen die zentralen Punkte hervor: Neue Rekordzahl an Kandidierenden
und an Listen, Abnahme der Wahlbeteiligung, der höchste Frauenanteil in der
Geschichte des Parlaments. In allen Kantonen seien die Wahlen validiert worden. Das
Büro beantrage deshalb die Feststellung der Konstituierung. Weil aus dem Rat kein
anderslautender Antrag gestellt wurde, galt die Konstituierung als erteilt. In der Folge
legten 101 Mitglieder den Eid und 99 Mitglieder das Gelübde ab – vor vier Jahren war das
Verhältnis noch 122 zu 77.
Nach einem kurzen musikalischen Intermezzo – der Kinderchor der Fête des Vignerons
sang den Schweizerpsalm – folgte der Antrag des provisorischen Büros, dem Bericht zu
den Unvereinbarkeiten zuzustimmen. Neben den auch für den Nationalrat gewählten
Ständerätinnen und Ständeräten, die sich alle für den Ständerat entschieden, bestand
eine Unvereinbarkeit bei Damien Cottier (fdp, NE), der von seinem Amt als Chef der
Sektion humanitäre Angelegenheiten beim EDA zurücktrat, weil die Tätigkeit in der
zentralen Bundesverwaltung unvereinbar ist mit dem Mandat als Nationalrat. Das
Engagement von Pierre-Yves Maillard (sp, VD) als Präsident der Stiftung
«Swisstransplant» wurde hingegen als unproblematisch betrachtet, da der Bund zwar
bei der Stiftung finanziell beteiligt ist, aber keine beherrschende Stellung einnimmt, die
erst ab einer Beteiligung von 50 Prozent durch den Bund gegeben ist. Zwar wies der
Bericht kleinere Unregelmässigkeiten aus, die aber nur von geringem Umfang und
Tragweite seien. Darüber hinaus wurde im Bericht festgestellt, dass die Zahl ungültiger
Wahlzettel gegenüber den Wahlen von 2015 leicht abgenommen habe. Auch gegen
diesen Bericht wurde kein Antrag aus dem Plenum gestellt und der neu konstituierte
Nationalrat konnte somit seine Arbeit aufnehmen. 4

Die Digitalisierung bringt es mit sich, dass auch der Parlamentsbetrieb mit
verschiedenen Ratings und Rankings vermessen werden kann, welche die Arbeit, den
Einfluss oder die ideologische Positionierung der Parlamentsmitglieder zu bestimmen
versuchen. Der Versuch, anschauliche Ranglisten zu erstellen und so auch durch
Personalisierung die Komplexität von Politik zu reduzieren, dient vor allem den Medien,
die sich auch 2019 den verschiedenen Analysen widmeten.

Den Beginn machte Anfang Juli eine neue Plattform namens «politik.ch» mit einer
Auswertung der Präsenz während der ganzen bisherigen 50. Legislatur. «Präsenz»
wurde dabei mit der Teilnahme an den total 4'076 Abstimmungen, die im Nationalrat bis
zur vorletzten Session durchgeführt wurden, gemessen. Zum «Absenzenkönig von
Bern» – so die Aargauer Zeitung, die über die Studie berichtete – wurde Roger Köppel
(svp, ZH) gekürt. Er habe 22.4 Prozent aller Abstimmungen «geschwänzt», gefolgt von
Martin Bäumle (glp, ZH; 21.9%) und Hans Grunder (bdp, BE; 21.7%). Frauen stimmten
tendenziell disziplinierter ab, schloss die Zeitung, weil sich am anderen Ende der Skala
Andrea Geissbühler (svp, BE), Barbara Keller-Inhelder (svp, SG) und Sandra Sollberger
(svp, BL) fanden, die alle weniger als sechs der über 4'000 Abstimmungen verpasst
hatten. Die Aargauer Zeitung liess die Protagonisten zu Wort kommen. Bei wichtigen
Abstimmungen sei er vor Ort, nicht aber, wenn «das ausufernde Berufsparlament mit
sich selbst beschäftigt» sei, verteidigte sich Roger Köppel. «Das Volk» habe sie ins
Parlament gewählt und erwarte, dass sie an den Abstimmungen teilnehme, befand
hingegen Andrea Geissbühler. Im Schnitt hatten die Nationalrätinnen und Nationalräte
drei Prozent der Abstimmungen verpasst. Im Tages-Anzeiger wurde daran erinnert, dass
«immer brav auf dem ehrwürdigen Nationalratssessel zu sitzen» nicht mit politischem

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2019
MARC BÜHLMANN
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Einfluss gleichzusetzen sei. Die wichtigsten Entscheidungen fielen nicht im Ratssaal,
sondern «in den Kommissionen, in den Hinterzimmern des Bundeshauses und den
Salons des Bellevue-Hotels».

Einen Versuch, diese Art von Einfluss zu messen, unternahm die Sonntagszeitung mit
ihrem alle zwei Jahre publizierten «Parlamentarier-Rating». Hier erhält Punkte, wer
viele Reden hält, in wichtigen Kommissionen sitzt und erfolgreich Vorstösse einreicht;
wer innerhalb der eigenen Partei wichtige Funktionen innehat, einer starken Fraktion
angehört, hohe Medienpräsenz hat und ausserhalb des Parlaments gut vernetzt ist. Wie
schon zwei Jahre zuvor wies die Zeitung SP-Parteipräsident Christian Levrat (sp, FR) als
«mächtigsten» Parlamentarier aus, gefolgt von Pirmin Bischof (cvp, SO) und Thomas
Aeschi (svp, ZG). Levrat sei «immer dabei, wenn es in der Schweizer Politik etwas
anzuschieben oder zu blockieren» gelte. Allerdings falle die SP-interne grosse Lücke
hinter Levrat auf. In den Top Ten gebe es kein weiteres SP-Mitglied, was darauf
hindeute, dass die parteiinterne Erneuerung wohl noch nicht geschafft sei.
Ausgerechnet bei den Frauen schneide die SP schlecht ab. Unter den 15 höchst
bewerteten Frauen – diese Liste wurde von Tiana Angelina Moser (glp, ZH; total Rang 6)
und Lisa Mazzone (gp, GE; Rang 13) angeführt – fänden sich lediglich zwei Genossinen:
Maria Carobbio Guscetti (sp, TI; Rang 23) und Barbara Gysi (sp, SG; Rang 34). Für das
Rating berücksichtigt wurden nur jene Parlamentsmitglieder, die seit Beginn der
Legislatur in den Räten gesessen hatten und bei den eidgenössischen Wahlen 2019
wieder antreten wollten. Entsprechend war der 173. Rang auch der letzte. Dort befand
sich Bruno Walliser (svp, ZH). Indem die Sonntagszeitung die Rangierung hinsichtlich
Medienpräsenz mit der Gesamtrangierung verglich, machte sie auch «die grössten
Blender» aus. Die drei Zürcher Abgeordneten Claudio Zanetti (svp), Roger Köppel (svp)
und Regine Sauter (fdp) seien zwar «Lieblinge der Medien», spielten im Parlament aber
«eine bescheidene Rolle». 

Auf der Basis der Abstimmungen im Nationalrat berechnete die Sonntagszeitung in
einer weiteren Analyse, wie häufig alle Volksvertreterinnen und -vertreter bei
Gesamtabstimmungen in der 50. Legislatur zur Mehrheit gehört hatten. Wenig
überraschend fanden sich auf den vorderen Rängen – die Sonntagszeitung nannte sie
«die Erfolgreichsten» – Mitglieder der CVP- und der BDP-Fraktion, die jeweils mit links
oder rechts oder innerhalb einer grossen Koalition Mehrheiten schaffen. Angeführt
wurde die Liste von Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL), die bei 98.5 Prozent aller
Gesamtabstimmungen gleich wie die Mehrheit gestimmt hatte, was ihr in der
Weltwoche den Titel «[d]ie mit dem Strom schwimmt» einbrachte. Auf Platz zwei und
drei folgten Viola Amherd (cvp, VS; 98.3%) und Géraldine Marchand-Balet (cvp, VS;
98.2%). Bei den 68 «Erfolglosesten» handelte es sich durchgängig um SVP-
Fraktionsmitglieder, angeführt von Erich Hess (svp, BE; 46.8%), Toni Brunner (svp, SG;
48.8)%) und Pirmin Schwander (svp, SZ; 49.8%). 

Mitte Oktober warteten dann schliesslich die NZZ und Le Temps mit ihrem alljährlich
erscheinenden «Parlamentarier-Rating» auf. Erneut wiesen die auf der Basis des
Abstimmungsverhaltens vorgenommenen Positionierungen der Parlamentsmitglieder
auf einer Skala von -10 (ganz links) bis +10 (ganz rechts) auf eine zunehmende
Homogenisierung innerhalb der Parteien hin. Insbesondere an den Polen habe die
Fraktionsdisziplin ein noch nie gekanntes Ausmass erreicht, so die NZZ. So hätten sich
die Mitglieder der SP-Fraktion vor den Wahlen 2015 auf einer Skalen-Spannweite von
3.4 Punkten verteilt, im aktuellen Rating betrage dieser Wert lediglich noch 1.2 Punkte.
Die Extrempositionen in der SP besetzten im aktuellen Rating Silvia Schenker (sp, BS;
-10.0) und Adrian Wüthrich (sp, BE; -8.8). Eine im Vergleich zu 2015 wesentlich grössere
Fraktionsdisziplin wiesen bei dieser Berechnung auch die Grünen auf. Lagen das am
meisten linke und am meisten rechte grüne Fraktionsmitglied 2015 noch um 2.7
Skalenpunkte auseinander, trennten Maya Graf (gp, BL; -9.2) und die drei ganz am linken
Rand politisierenden Michael Töngi (gp, LU; -10.0), Irène Kälin (gp, AG; -10.0) und Regula
Rytz (gp, BE; -10.0) im Jahr 2019 lediglich noch 0.8 Skalenpunkte. Damit waren die
Grünen im Durchschnitt erstmals seit 2011 wieder weiter links positioniert als die SP:
«Les Verts n'ont jamais été aussi à gauche», war dies Le Temps gar die Überschrift der
Analyse wert. Am anderen Ende der Skala, bei der SVP, verringerte sich der Wert der
Spannweite von 3.7 auf 1.2 Punkte – ohne Berücksichtigung von Roberta Pantani (lega,
TI), die zwar der SVP-Fraktion angehört, aber die Lega vertritt und mit einem Wert von
8.2 die am weitesten «linke» Position in der SVP-Fraktion im Nationalrat vertrat. Gleich
drei SVP-Nationalräte politisierten ganz rechts aussen und wiesen einen Skalenwert von
10.0 aus: Toni Brunner, Luzi Stamm (svp, AG) und Adrian Amstutz (svp, BE). Jean-Pierre
Grin (svp, VD) fand sich bei Position 8.8 und war damit das am weitesten links
positionierte Mitglied der SVP im Nationalrat. Selbst bei der CVP war eine
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Disziplinierung festzustellen: Es zeigte sich im Vergleich zu 2015 ein Rückgang der
Spannweite von 3.6 auf 2.6 Punkte, wobei die Fraktion im Vergleich zum Vorjahr
zahlreiche Mitglieder leicht rechts von der Mitte aufwies und sich von -1.0 (Dominique
de Buman; cvp, FR) bis 1.6 (Philipp-Matthias Bregy; cvp, VS) erstreckte. Die der CVP-
Fraktion angehörenden EVP-Mitglieder waren wesentlich weiter links als ihre Fraktion:
Niklaus Gugger (ZH) wurde auf der Skala bei -4.2 und Marianne Streiff-Feller (BE) bei
-4.3 eingestuft. Die restlichen drei Fraktionen hingegen waren im Vergleich zu 2015
heterogener geworden. Bei der FDP war die Zunahme von 2.5 auf 2.6 Skalenpunkte
freilich minim. Die Fraktionsgrenzen wurden bei den Freisinnigen von Walter Müller
(fdp, SG; 4.5) und Christa Markwalder (fdp, BE; 1.9) eingenommen. Grössere Sprünge
machten die BDP und die GLP. Während sich bei der BDP die Spannweite im Vergleich
zu 2015 von 1.2 auf 2.0 fast verdoppelte – wie schon 2015 deckte Rosmarie Quadranti
(bdp, ZH; -1.7) die linke Flanke ab, während sich Hans Grunder (bdp, BE; 0.3) am rechten
Rand der BDP positionierte – wuchs die Heterogenität innerhalb der traditionell
eigentlich sehr homogenen GLP von 0.5 auf 2.7 Skalenpunkte an. Hauptgrund dafür war
Daniel Frei (glp, ZH), der von der SP in die GLP gewechselt hatte und mit seiner Position
von -5.7 zwar weit weg vom rechten Rand der SP (-8.8), aber auch weit weg vom linken
Rand der bisherigen GLP-Mitglieder war. Dieser wurde von Kathrin Bertschy (glp, BE;
-3.5) eingenommen, die in der Tat lediglich 0.5 Skalenpunkte von Martin Bäumle (-3.0),
also dem rechten GLP-Rand, positioniert war. Die politische Landschaft verarme,
schloss die NZZ aus diesen Zahlen. Vor allem zwischen den Mitte- und den Polparteien
klaffe eine Lücke. Dort hätten früher moderate SVP- und SP-Vertreter als Brückenbauer
gewirkt. Schuld für die zunehmende Fraktionsdisziplin seien aber nicht nur die
Parteizentralen, sondern auch die wachsende Zahl an zu behandelnden Geschäften, bei
denen Parlamentsmitglieder keine fundierte eigene Meinung mehr bilden könnten und
deshalb gemäss der Empfehlung der Parteileitung stimmten. 
Die zahlreichen auf die neue Legislatur 2019 bis 2023 hin angekündigten Rücktritte im
Ständerat veranlasste die Verfasser des Ratings zur Spekulation eines Rechtsrutschs der
kleinen Kammer nach den Wahlen 2019. Die politische Mitte des Ständerats befinde
sich bei Pirmin Bischof, also bei -2.8. Da elf zurücktretende Kantonsvertreterinnen und
-vertreter links und lediglich sieben rechts von Bischof seien und alle zurücktretenden
im Schnitt deutlich linker (-5.3) positioniert seien als die wieder antretenden (-2.3),
stellten die Ständeratswahlen vor allem für Mitte-Links eine Herausforderung dar, so
die NZZ. Eindrücklich liess sich dies anhand von Raphaël Comte (fdp, NE) nachzeichnen.
Der Neuenburger Freisinnige positionierte sich mit -5.7 näher bei Daniel Jositsch (sp,
ZH), der mit -6.8 den rechten Rand der SP in der kleinen Kammer besetzte, als bei
seinem am weitesten rechts positionierten Fraktionskollegen Philipp Müller (fdp, AG;
4.5) und dem Schnitt der FDP (2.3). Da Comte nicht mehr antrete, sei wohl auch in der
FDP mit einem Rechtsrutsch in der kleinen Kammer zu rechnen. 5

Parlamentsorganisation

Seit Ende 2013 stimmt auch der Ständerat nicht mehr mittels Handaufheben ab,
sondern mit einer elektronischen Anlage. Mit dieser Umstellung werden im Prinzip alle
Abstimmungsresultate erfasst. Ein Argument gegen die Einführung einer solchen Anlage
in der kleinen Kammer war die Befürchtung gewesen, dass es – wie auch im Nationalrat
– zu Analysen und Rankings des Abstimmungsverhaltens käme, was der Kultur in der
"chambre de réflexion" aber nicht entspreche. Man hatte sich deshalb bei der
Einführung der elektronischen Anlage darauf geeinigt, nur bei Gesamt- und
Schlussabstimmungen, bei Abstimmungen mit qualifiziertem Mehr und auf Verlangen
von 10 Ratsmitgliedern Namenslisten von Abstimmungen zu veröffentlichen. An dieser
Ungleichbehandlung der Räte stiess sich Andrea Geissbühler (svp, BE), die per
parlamentarischer Initiative verlangt, dass auch im Ständerat sämtliche Abstimmungen
veröffentlicht werden. Die Bevölkerung müsse wissen, wer wie gestimmt habe. 
Die SPK-NR stellte sich im April 2016 hinter dieses Anliegen. Mit 18 zu 5 Stimmen bei
einer Enthaltung und dem Argument, dass hier Gleichberechtigung hergestellt werden
solle, empfahl sie Folge geben. Die Kommissionsminderheit verwies freilich darauf, dass
jeder Rat selber entscheiden müsse, wie er seine Abstimmungen regeln wolle.
Ebendieses Argument wurde von der SPK-SR als Grund für die Nicht-Zustimmung ins
Feld geführt. Mit einem allerdings knappen Stimmenverhältnis von 6 zu 5 Stimmen
wurde darauf hingewiesen, dass es sich hier um eine Änderung des
Geschäftsreglements handeln würde und dafür der Ständerat selber zuständig sei. Zwar
könne man sich mit der Idee für mehr Transparenz anfreunden, der vorgeschlagene
Schritt käme aber zu früh. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.06.2016
MARC BÜHLMANN
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Weil ihre Schwesterkommission die parlamentarische Initiative Geissbühler (svp, BE),
die verlangt, dass auch im Ständerat sämtliche Abstimmungen veröffentlicht werden,
abgelehnt hatte, gelangte das Begehren zurück an die SPK-NR. Dort wurde erneut
deutlich, diesmal mit 18 zu zwei Stimmen bei zwei Enthaltungen, Folge geben
empfohlen. Es sei nicht einzusehen, weshalb der Ständerat hier anders behandelt
werden soll als der Nationalrat. Zudem würden es die Videoaufzeichnungen sowieso
erlauben, das auf der Abstimmungsleinwand erscheinende Stimmverhalten auf die
einzelnen Rätinnen und Räte aufzuschlüsseln. Eine offizielle Namensliste sei
glaubwürdiger und zudem hätten die Bürgerinnen und Bürger das Recht, über das
Abstimmungsverhalten beider Räte informiert zu werden. 
In der Ratsdebatte wiesen die Kommissionssprecher zudem darauf hin, dass der nur
knapp ablehnende Entscheid der SPK-SR die Hoffnung aufkommen lasse, dass bald
auch der Ständerat auf mehr Transparenz umschwenken werde. Weil kein anderer
Antrag gestellt wurde, wurde der Initiative Folge gegeben. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.02.2017
MARC BÜHLMANN

Nachdem der Nationalrat durch Folge geben einer parlamentarischen Initiative
Geissbühler (svp, BE) anscheinend genügend Druck aufgebaut hatte, erklärte auch die
SPK-SR, dass die Zeit reif sei, dass auch im Ständerat Namenslisten bei allen
Abstimmungen veröffentlicht werden. Bisher wurden lediglich bei Gesamt- und
Schlussabstimmungen, bei Abstimmungen mit qualifiziertem Mehr und auf Verlangen
von zehn Ratsmitgliedern Namenslisten von Abstimmungen veröffentlicht. Die
Geheimhaltung sei aber sowieso nicht gegeben, weil auch alle anderen Abstimmungen
gefilmt würden und so das Abstimmungsverhalten relativ einfach eruiert werden könne.
Zudem hätten sich die bei der Einführung der elektronischen Abstimmungsanlage im
Ständerat geäusserten Befürchtungen nicht bewahrheitet: die spezifische Diskussions-
und Entscheidungskultur in der chambre de réflexion sei dadurch nicht beeinträchtigt
worden. 
Weil es sich um ein Anliegen der kleinen Kammer handle, liess es sich die SPK-SR nicht
nehmen einen eigenen Vorschlag auszuarbeiten. Diesen legte sie Ende Juni 2017 vor.
Weil sich aber das Büro-SR in einem Mitbericht gegen die Änderung ausgesprochen
hatte, soll die Vorlage von der kleinen Kammer beraten werden. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2017
MARC BÜHLMANN

Stellt ein Parlamentsmitglied eine eigene parlamentarische Initiative vor der
zuständigen Kommission vor, erhält es dafür ein Taggeld und Essensspesen als
Entschädigung. Dies sei nicht nachvollziehbar, begründete Andrea Geissbühler (svp, BE)
ihren Vorstoss, der eine Anpassung dieser Entschädigung verlangt. Das Vorstellen einer
parlamentarischen Initiative dauere in der Regel nicht viel länger als eine
Dreiviertelstunde und ein Taggeld sei dafür eine viel zu hohe Entlohnung. Nicht
einverstanden mit dieser Begründung zeigte sich die SPK-NR. Mit 15 zu 8 Stimmen
entschied sie sich, die parlamentarische Initiative Geissbühler zur Ablehnung zu
empfehlen, da sie eine Entwertung der parlamentarischen Arbeit zur Folge hätte. Mit
der Entschädigung werde ja nicht nur die Präsentation vor der Kommission, sondern
auch deren Vorbereitung entlohnt. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.08.2017
MARC BÜHLMANN

Die deutliche nationalrätliche Unterstützung der parlamentarischen Initiative
Geissbühler (svp, BE), die auch im Ständerat sämtliche Abstimmungen veröffentlicht
haben will, scheint der letzte Tropfen gewesen zu sein, um den Stein definitiv zu
höhlen. In der Tat zeigte sich die SPK-SR überzeugt, dass nun der Moment für volle
Transparenz auch im Ständerat gekommen sei. Allerdings lehnte die Kommission die
parlamentarische Initiative Geissbühler ab, weil es sich hier um eine Angelegenheit des
Ständerats handle und man deshalb selber tätig werden wolle. Mit der erneuten
Ablehnung wurde die Ausarbeitung eines Vorschlags zur Änderung des ständerätlichen
Geschäftsreglements versprochen. In der Herbstsession lehnte die kleine Kammer die
parlamentarische Initiative ab. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.09.2017
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.21 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Es sei ihr klar, dass das Parlament nicht gerne bei sich selber spare und dass sie sich
mit ihrem Vorstoss im Nationalrat wohl nicht viele Freunde mache. Sie plädiere aber für
die Anliegen der Steuerzahlenden, die Repräsentantinnen und Repräsentanten nicht
nach Bern wählten, damit sich diese auf ihre Kosten bereicherten, versuchte Andrea
Geissbühler (svp, BE) ihre parlamentarische Initiative zu verteidigen. 
Konkret hatte die Bernerin eine Reduktion der Entschädigung für das Vorstellen einer
parlamentarischen Initiative gefordert. In der Tat schien sich die Zahl der
«Freundinnen» und «Freunde» des Vorstosses in der grossen Kammer in Grenzen zu
halten und sich auf die SVP-Fraktion zu beschränken: 129 Nationalrätinnen und
Nationalräte folgten ihrer Kommission (SPK-NR) und versenkten damit den Vorstoss.
Unterstützung fand das Anliegen bei 55 Mitgliedern der SVP- und 2 Mitgliedern der
FDP-Fraktion (4 Enthaltungen). 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.06.2018
MARC BÜHLMANN

1) Medienmitteilung SPK-NR vom 18.8.17
2) Medienmitteilung SPK-SR vom 20.4.18
3) Medienmitteilung SPK-NR vom 12.4.19
4) AB NR, 2019, S. 2015 ff.; AB NR, 2019, S. 2017 ff.; Bericht BR vom 13.11.19; Bericht prov. Büro vom 27.11.19; Blick, Exp, NZZ,
2.12.19; AZ, BaZ, Blick, LT, NZZ, 3.12.19
5) AZ, 4.7.19; TA, 6.7.19; SoZ, 7.7.19; SZ, 8.7.19; SoZ, 11.8.19; WW, 29.8., 5.9.19; So-Bli, 6.10.19; TA, 7.10.19; Blick, 14.10.19; LT, NZZ,
16.10.19; NZZ, 26.10.19; So-Bli, 27.9.20
6) Medienmitteilung SPK-N vom 15.4.2016; Medienmitteilung SPK-S vom 21.6.2016; TA, 21.6.16; NZZ, 22.6.16; SGT, 27.6.16; LZ,
29.6.16
7) AB NR, 2017, S. 65 ff.; Bericht SPK-NR vom 19.1.2017
8) BBl. 2017, S. 5861 ff.; Medienmitteilung SPK-S vom 20.6.2017 ; NZZ, 4.3.15
9) Bericht SPK-NR vom 10.11.2017; Medienmitteilung SPK-NR vom 18.8.2017
10) AB NR, 2017, S. 579.; Bericht SPK-SR vom 20.6.2017; Medienmitteilung SPK-S vom 31.3.2017; WW, 8.12.16
11) AB NR, 2018, S. 786 f.
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